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See the notice on TED website

181746-2025 - Wettbewerb
Deutschland – Dienstleistungen von Architektur- und Ingenieurbüros sowie planungsbezogene 
Leistungen – Sanierung der Schulsportstätte Gransee: Freianlagenplanung
OJ S 56/2025 20/03/2025
Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Dienstleistungen

1. Beschaffer

1.1.  Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: Landkreis Oberhavel
E-Mail: vergabestelle@oberhavel.de
Rechtsform des Erwerbers: Lokale Gebietskörperschaft
Tätigkeit des öffentlichen Auftraggebers: Allgemeine öffentliche Verwaltung

2. Verfahren

2.1.  Verfahren
Titel: Sanierung der Schulsportstätte Gransee: Freianlagenplanung
Beschreibung: Ausgeschrieben wird die Freianlagenplanung für die Sanierung der 
Schulsportstätte in Gransee. Der zu bearbeitende Bereich befindet sich rückwärtig der 
vorhandenen Dreifeld-Sporthalle und beinhaltet hauptsächlich die Sanierung der Kampfbahn, 
inkl. der Segmentbögen mit Kunststoffbelägen. Herstellung Sportflächen: ca. 9.600 m2, 
Herstellung Vegetationsflächen: ca. 2.800 m2
Kennung des Verfahrens: 67b33ad0-b72b-4122-a595-2fb0db03fb97
Interne Kennung: OSGO.01.732.02.OV004.25
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: nein

2.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71240000 Dienstleistungen von Architektur- und Ingenieurbüros sowie 
planungsbezogene Leistungen
Zusätzliche Einstufung (cpv): 71300000 Dienstleistungen von Ingenieurbüros, 71320000 
Planungsleistungen im Bauwesen

2.1.2.  Erfüllungsort
Postanschrift: Oranienburger Str. 36  
Stadt: Gransee
Postleitzahl: 16775
Land, Gliederung (NUTS): Oberhavel (DE40A)
Land: Deutschland

2.1.4.  Allgemeine Informationen
Zusätzliche Informationen: Bekanntmachungs-ID: CXP9YB5HRSP
Rechtsgrundlage: 
Richtlinie 2014/24/EU
vgv -

https://ted.europa.eu/de/notice/-/detail/181746-2025
mailto:vergabestelle@oberhavel.de
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2.1.6.  Ausschlussgründe
Der Zahlungsunfähigkeit vergleichbare Lage gemäß nationaler Rechtsvorschriften: [ 
Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB ]
Korruption: [ Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB ]
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: [ Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe 
nach §§ 123 bis 126 GWB ]
Vereinbarungen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern zur Verzerrung des Wettbewerbs: [ 
Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB ]
Verstoß gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: [ Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB ]
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung: [ Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe 
nach §§ 123 bis 126 GWB ]
Betrugsbekämpfung: [ Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 
GWB ]
Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: [ Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB ]
Zahlungsunfähigkeit: [ Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 
GWB ]
Verstoß gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: [ Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB ]
Verwaltung der Vermögenswerte durch einen Insolvenzverwalter: [ Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB ]
Falsche Angaben, verweigerte Informationen, die nicht in der Lage sind, die erforderlichen 
Unterlagen vorzulegen, und haben vertrauliche Informationen über dieses Verfahren erhalten.: 
[ Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB ]
Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: [ Zwingende bzw. 
fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB ]
Direkte oder indirekte Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens: [ Zwingende 
bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB ]
Schwere Verfehlung im Rahmen der beruflichen Tätigkeit: [ Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB ]
Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen: [ Zwingende 
bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB ]
Verstoß gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: [ Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB ]
Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge: [ Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe 
nach §§ 123 bis 126 GWB ]
Einstellung der gewerblichen Tätigkeit: [ Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach 
§§ 123 bis 126 GWB ]
Entrichtung von Steuern: [ Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 
GWB ]
Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten: [ 
Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB ]

5. Los

5.1.  Los: LOT-0001
Titel: Sanierung der Schulsportstätte Gransee: Freianlagenplanung
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Beschreibung: Grundlage für die Ausführung der Außenanlage bildet ein bereits vorhandenes 
Flächenkonzept. Die Inhalte des Konzeptes sind bei den weiteren Planungen zu 
berücksichtigen. Der Neubau und die Neugestaltung des betreffenden 
Außenanlagenbereiches beinhaltet den Rückbau der vorhandenen Kampfbahn vom Typ C mit 
4 Rundlaufbahnen und 6 Kurzstreckenbahnen aus Tennenbelag, sowie die Herstellung der in 
den Segmentbögen befindlichen Weitsprung-, Kugelstoß- und Hochsprunganlage. Das 
zentrale Großspielfeld aus Naturrasen, welches von der Kampfbahn begrenzt wird, ist nicht 
Teil dieser Ausschreibung. Der Rückbau diverser Spielfelder aus Kunstrasen, Asphalt und 
Kunststoff, sowie die Herstellung eines Mehrzweck- und eines Kleinspielfeldes aus 
Kunststoffbelag sollen ausgeschrieben werden. Weiterhin sollen ein Fitnessparcours mit 
verschiedenen Belagsflächen und eine Gymnastikwiese entstehen. Ausstattungsgegenstände 
für die Kleinspielfelder, Fitnessgeräte, Sitzgelegenheiten und Ballfangzäune sind im 
erforderlichem Maße einzuplanen. Notwendige Anlagen für die Bewirtschaftung, sowie Be- 
und Entwässerung und für die Stromversorgung sind zu berücksichtigen, werden jedoch bei 
Bedarf durch andere Fachplaner planungstechnisch und bauseitig betreut. Die gesamte 
Sportanlage ist bereits eingezäunt. Bedarfsweise werden Zaunanlagen erneuert oder müssen 
angepasst werden. Die Planungsleistungen für die Außenanlagen umfassen folgende 
Leistungen: Leistungen für Freianlagen nach Teil 3, Abschnitt 2 HOAI mit den 
Leistungsphasen LPH 2 - 8. Die Planungsleistungen werden stufen- und abschnittsweise 
beauftragt.
Interne Kennung: OSGO.01.732.02.OV004.25

5.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71240000 Dienstleistungen von Architektur- und Ingenieurbüros sowie 
planungsbezogene Leistungen
Zusätzliche Einstufung (cpv): 71300000 Dienstleistungen von Ingenieurbüros, 71320000 
Planungsleistungen im Bauwesen

5.1.2.  Erfüllungsort
Postanschrift: Oranienburger Str. 36  
Stadt: Gransee
Postleitzahl: 16775
Land, Gliederung (NUTS): Oberhavel (DE40A)
Land: Deutschland

5.1.3.  Geschätzte Dauer
Datum des Beginns: 01/07/2025
Enddatum der Laufzeit: 31/12/2027

5.1.6.  Allgemeine Informationen
Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausführung eingesetzten 
Personals sind anzugeben: Erforderlich für das Angebot
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: nein
Zusätzliche Informationen: 1. Bindefristende: 24.06.2025 2. Hinweis zu bietereigenen AGB: 
Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) des Bieters dürfen dem Angebot weder beigefügt 
werden noch darf sich darauf bezogen werden. Der Einbezug von eigenen AGB des Bieters 
führt zum Angebotsausschluss.

5.1.7.  Strategische Auftragsvergabe
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Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Erfüllung sozialer Zielsetzungen
Beschreibung: Brandenburgisches Vergabegesetz (BbgVergG): Der Bieter verpflichtet sich mit 
Angebotsabgabe zur Einhaltung der Mindestanforderungen nach dem BbgVergG. Bestehen 
keine anderen Mindestentgelt-Regelungen z. B. nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz oder 
liegt das danach zu zahlende Arbeitsentgelt unter dem Mindestarbeitsentgelt je Stunde auf 
Grundlage des § 6 Absatz 2 BbgVergG von zzt. 13,00 Euro brutto, so wird allen bei der 
Ausführung der Leistungen Beschäftigten für den Einsatz im Rahmen dieses Auftrages 
mindestens ein Bruttoentgelt von 13,00 Euro gerechnet auf die Arbeitsstunde bezahlt. Das 
Mindestentgelt entspricht dabei dem regelmäßig gezahlten Grundentgelt für eine Zeitstunde, 
ohne Sonderzahlungen, Zulagen oder Zuschlägen.
Gefördertes soziales Ziel: Sonstiges

5.1.9.  Eignungskriterien
Kriterium: 
Art: Eignung zur Berufsausübung
Bezeichnung: Befähigung und Erlaubnis der Berufsausübung
Beschreibung des Eignungskriteriums: Mittels dem Formular 4.0 "Eigenerklärung zur Eignung" 
der Vergabeunterlagen werden folgende Angaben gefordert: - Eigenerklärung und Nachweis 
der Mitgliedschaft in einer Architektenkammer oder der Bauvorlageberechtigung im Land 
Brandenburg gem. § 62 Absatz 2 der Bauordnung des Landes Brandenburg. 
Mindestbedingung: Angaben zur Berufskammermitgliedschaft einer projektverantwortlichen 
Person des Unternehmens mit Angaben zu Namen der Architektenkammer, Datum sowie 
Nummer der Eintragung oder Eigenerklärung und Bescheinigung über die Berechtigung zur 
Führung der Berufsbezeichnung "Architekt" gemäß § 75 Abs. 1 Vergabeordnung (VgV) bzw. 
für juristische Personen nach § 75 Abs. 3 VgV oder Eigenerklärung und Vorlage einer 
Bescheinigung über die Bauvorlagenberechtigung im Land Brandenburg nach § 62 Abs. 2 
BbgBauO. Die Angaben sind von jedem Mitglied einer Bietergemeinschaft gesondert zu 
erklären / erbringen. Unternehmen, die außerhalb der Landesgrenzen der Bundesrepublik 
Deutschland ihren Geschäftssitz haben, geben die o. g. Erklärungen nach Maßgabe der 
Rechtsvorschriften des Staates, in dem das Unternehmen ansässig ist, ab.

Kriterium: 
Art: Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Mindestumsätze sowie Berufshaftpflichtversicherung
Beschreibung des Eignungskriteriums: Mittels dem Formular 4.0 "Eigenerklärung zur Eignung" 
der Vergabeunterlagen werden folgende Angaben gefordert: - Angaben zum Umsatz: 
Gesamtnettoumsatz des Unternehmens der letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre. Der 
Gesamtumsatz darf hierbei 500.000,00 EUR netto je abgeschlossenes Geschäftsjahr nicht 
unterschreiten. - Erklärung und Nachweis über das Bestehen einer 
Berufshaftpflichtversicherung mit einer Versicherungssumme von 1.500.000 EUR für 
Personenschäden sowie 300.000 EUR für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden) 
oder Erklärung des Versicherers, dass eine Berufshaftpflichtversicherung mit den genannten 
Deckungssummen abgeschlossen und ein entsprechender Versicherungsnachweis 
spätestens vor Zuschlagserteilung vorgelegt wird. Mindestbedingung: Vorlage Eigenerklärung 
und Versicherungsbescheinigung mit folgenden (Mindest-)Deckungssummen je 
Versicherungsfall: Personenschäden: 1.500.000 EUR, sonstige Schäden: 300.000 EUR oder: 
Erklärung, dass eine Berufshaftpflichtversicherung mit den vorgenannten Deckungssummen 
im Fall der Zuschlagserteilung abgeschlossen und ein entsprechender 
Versicherungsnachweis spätestens vor Zuschlagserteilung vorgelegt wird. Die Angaben sind 
von jedem Mitglied einer Bietergemeinschaft gesondert zu erklären / erbringen. Ein aktueller 
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Nachweis des Haftpflichtversicherers über das Bestehen einer Betriebs-
/Berufshaftpflichtversicherung in der geforderten Höhe (zum Zeitpunkt der Vorlage nicht älter 
als 6 Monate) ist spätestens vor Zuschlagserteilung vorzulegen.

Kriterium: 
Art: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Berufserfahrung, Referenzen, Eigenerklärung Ausschlussgründe
Beschreibung des Eignungskriteriums: Mittels Formular 4.0 "Eigenerklärung zur Eignung" der 
Vergabeunterlagen: 1. Angabe Berufserfahrung Projektleiter: Mindestanforderung: 
Projektleiter mindestens 8 Jahre Berufserfahrung (Mindestanforderung), Nachweis einer der 
folgenden Berufsqualifikation bzw. einer vergleichbaren Berufsqualifikation eines anderen EU-
Mitgliedstaates: Architekt, Ingenieur (Garten- und Landschaftsarchitekt oder vergleichbare 
Ausbildung), 2. Angaben Berufserfahrung des federführenden Mitarbeiters für den 
Leistungsbereich Freianlagenplanung, spezifische Anlagen: Mindestanforderung: 
Berufserfahrung von mindestens 5 Jahren. Nachweis einer der folgenden Berufsqualifikation 
bzw. einer vergleichbaren Berufsqualifikation eines anderen EU-Mitgliedstaates: Architekt, 
Ingenieur (andere mit der Landschaftsplanung vergleichbare Berufsabschlüsse). Mittels 
Formular 4.0 "Eigenerklärung zur Eignung" der Vergabeunterlagen: - Angaben zu Leistungen 
der letzten fünf (5) Jahre, die mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind. Mit 
Angebotsabgabe ist eine Referenzliste vergleichbarer Vorhaben der in den letzten 5 Jahren 
erbrachten wesentlichen Leistungen unter Angabe des Leistungszeitraums und des aktuellen 
Bearbeitungsstandes (z. B.: abgeschlossen / derzeit LPH 8 in Bearbeitung) einzureichen. 
Vergleichbare Vorhaben in der Freianlagenplanung: Kriterien für Vergleichbarkeit 
(Mindestanforderungen): - eine Freianlage mit vergleichbarem oder höherem 
Schwierigkeitsgrad in Bezug auf die planerischen Anforderungen (mind. 5.000 m² Umbau bzw. 
Neubau vorhandener Außenanlagen) - Erbrachter Leistungsumfang: Leistungsbild 
Freianlagenplanung (§§ 39 ff. HOAI), jedenfalls LPH 2 bis 8, wobei es bei in der Realisierung 
befindlichen Vorhaben ausreichend ist, wenn die LPH 8 zu ungefähr 50% abgearbeitet ist. - 
mit anrechenbaren Kosten mind. 1 Mio. EUR netto (KG 200-700), Mindestanforderungen: (vgl. 
auch Formular Auswahlkriterien und Mindestanforderungen) 1. Es müssen mindestens drei (3) 
Referenzen vorgelegt werden, die die vorstehenden Anforderungen erfüllen. 2. Davon müssen 
mindestens zwei (2) Referenzen Sportanlagen betreffen, bei dem ein öffentlicher Auftraggeber 
den Bieter beauftragt hat. 3. Diese Sportanlagen sollen für die Ausübung des Schulsports 
folgendes beinhalten: - Rundlaufbahnen - Kurzstreckenlaufbahnen - Weitsprung- und/oder 
Kugelstoßanlage - Mehrzweck- oder Kleinspielfelder. Mittels Formular 4.1 "Eigenerklärung 
Ausschlussgründe" der Vergabeunterlagen: - Erklärung zu § 123 Abs. 1 GWB - Erklärung zu § 
124 Abs. 1 GWB - Erklärung zur Zahlung von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur 
gesetzlichen Sozialversicherung Mittels Formular 4.0 "Eigenerklärung zur Eignung" der 
Vergabeunterlagen: Erklärung über das jährliche Mittel der vom Bieter in den letzten drei 
Jahren Beschäftigten mit Angabe der Anzahl der Führungskräfte Mindestanforderung: Es 
müssen im Mittel der letzten drei Jahre mindestens eine (1) Führungskraft und mindestens 
drei (3) festangestellte Mitarbeiter vorhanden sein. Auf gesondertes Verlangen der 
Vergabestelle/des Auftraggebers sind zur Bestätigung einzelner Erklärungen Nachweise 
vorzulegen. Bei Bietergemeinschaften sind diese Nachweise von jedem Mitglied zu erbringen. 
Unternehmen, die außerhalb der Landesgrenzen der Bundesrepublik Deutschland ihren 
Geschäftssitz haben, geben die o.g. Erklärungen nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des 
Staates, in dem das Unternehmen ansässig ist, ab.

Kriterium: 
Art: Sonstiges
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Bezeichnung: Zuschlagsverbot bzgl. russischer Bieter / Beteiligter
Beschreibung des Eignungskriteriums: Es gilt der maßgebliche Artikel 5k der Verordnung (EU) 
2022/576 des Rates vom 8. April 2022 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 über 
restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine 
destabilisieren. Auftragsvergaben an russische Personen / Unternehmen im Sinne der 
Vorschrift sind verboten sowie auch eine Beteiligung solcher Unternehmen am Auftrag als 
Unterauftragnehmer, Lieferanten oder im Zusammenhang mit der Erbringung des 
Eignungsnachweises (soweit auf diese mehr als 10% des Auftragswertes entfallen). Mit 
Angebotsabgabe ist daher eine Eigenerklärung bzgl. der o.g. Verordnung abzugeben. Diese 
ist den Vergabeunterlagen zu entnehmen.

5.1.10.  Zuschlagskriterien
Kriterium: 
Art: Preis
Bezeichnung: Preis
Beschreibung: Der Preis wird aus der Wertungssumme des Angebotes ermittelt. Die 
Wertungssummen werden aus den nachgerechneten Angebotssummen gemäß Preisblatt, 
insbesondere unter Berücksichtigung von Nachlässen, ermittelt.
Kategorie des Gewicht-Zuschlagskriteriums: Gewichtung (Prozentanteil, genau)
Zuschlagskriterium — Zahl: 100

5.1.11.  Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Frist für die Anforderung zusätzlicher Informationen: 16/04/2025 23:59:59 (UTC+02:00) 
Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://vergabemarktplatz.brandenburg.de
/VMPSatellite/notice/CXP9YB5HRSP/documents
Ad-hoc-Kommunikationskanal: 
URL: https://vergabemarktplatz.brandenburg.de/VMPSatellite/notice/CXP9YB5HRSP

5.1.12.  Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung: 
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://vergabemarktplatz.brandenburg.de/VMPSatellite/notice
/CXP9YB5HRSP
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Nicht zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Zulässig
Frist für den Eingang der Angebote: 28/04/2025 09:00:00 (UTC+02:00) Osteuropäische Zeit, 
Mitteleuropäische Sommerzeit
Dauer, während der das Angebot gültig bleiben muss: 58 Tage
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können: 
Nach Ermessen des Käufers können einige fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Nachforderung erfolgt gemäß § 56 VgV.
Informationen über die öffentliche Angebotsöffnung: 
Eröffnungstermin: 28/04/2025 09:01:00 (UTC+02:00) Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische 
Sommerzeit
Eröffnungstermin — Beschreibung: keine Teilnahme von Bietern (vgl. § 55 Abs. 2 Satz 2 VgV)
Auftragsbedingungen: 

https://vergabemarktplatz.brandenburg.de/VMPSatellite/notice/CXP9YB5HRSP/documents
https://vergabemarktplatz.brandenburg.de/VMPSatellite/notice/CXP9YB5HRSP/documents
https://vergabemarktplatz.brandenburg.de/VMPSatellite/notice/CXP9YB5HRSP
https://vergabemarktplatz.brandenburg.de/VMPSatellite/notice/CXP9YB5HRSP
https://vergabemarktplatz.brandenburg.de/VMPSatellite/notice/CXP9YB5HRSP
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Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Bedingungen für die Ausführung des Auftrags: 1. Geschäftssprache: Deutsch, 2. Das 
Brandenburgische Vergabegesetz (BbgVergG) findet Anwendung: Der Bieter verpflichtet sich 
mit Angebotsabgabe zur Einhaltung der Mindestanforderungen nach dem BbgVergG. 
Bestehen keine anderen Mindestentgelt-Regelungen z. B. nach dem Arbeitnehmer-
Entsendegesetz oder liegt das danach zu zahlende Arbeitsentgelt unter dem 
Mindestarbeitsentgelt je Stunde auf Grundlage des § 6 Absatz 2 BbgVergG von zzt. 13,00 
Euro brutto, so wird allen bei der Ausführung der Leistungen Beschäftigten für den Einsatz im 
Rahmen dieses Auftrages mindestens ein Bruttoentgelt von 13,00 Euro gerechnet auf die 
Arbeitsstunde bezahlt. Das Mindestentgelt entspricht dabei dem regelmäßig gezahlten 
Grundentgelt für eine Zeitstunde, ohne Sonderzahlungen, Zulagen oder Zuschlägen.
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Aufträge werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja
Von einer Bietergemeinschaft, die den Zuschlag erhält, anzunehmende Rechtsform: Die 
Bietergemeinschaft hat mit ihrem Angebot eine Erklärung aller Mitglieder in Textform 
abzugeben, - in der die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft im Auftragsfall erklärt ist, - in der 
alle Mitglieder aufgeführt sind und der für die Durchführung des Vertrags bevollmächtigte 
Vertreter bezeichnet ist, - dass der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber dem 
Auftraggeber rechtsverbindlich vertritt, - dass alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften.

5.1.15.  Techniken
Rahmenvereinbarung: 
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

5.1.16.  Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Überprüfungsstelle: Vergabekammer des Landes Brandenburg beim Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit, Energie und Klimaschutz
Informationen über die Überprüfungsfristen: Auf das Vergabeverfahren findet das Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26.06.2013 (BGBl. I, S. 1750, 3245), das zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes vom 15. Juli 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 236) geändert worden ist, Anwendung. § 160 GWB lautet 
auszugsweise: "(1) Die Vergabekammer leitet ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag ein. 
(...) (3) Der Antrag ist unzulässig, soweit: 1. der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß 
gegen Vergabevorschriften vor Einreichen des Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber 
dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf 
der Frist nach § 134 Absatz 2 bleibt unberührt, 2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die 
aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem 
Auftraggeber gerügt werden, 3. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den 
Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung 
oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 4. mehr als 15 
Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu 
wollen, vergangen sind. (...) Demzufolge ist ein Antrag an die o. g. Nachprüfungsstelle 
(Vergabekammer) insbesondere unzulässig, sofern ein Verstoß gegen Vergabevorschriften 
nicht innerhalb einer Frist von 10 Kalendertagen bei der Vergabestelle gerügt wird (§ 160 Abs. 
3 Nr. 1 GWB) und nicht innerhalb von 15 Kalendertagen nach Eingang der Mitteilung der 
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Vergabestelle, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, ein Nachprüfungsantrag gestellt wurde. 
Die Vergabestelle weist darauf hin, dass der Bieter wegen des Akteneinsichtsrechts aller 
Beteiligten eines Nachprüfungsverfahrens nach § 165 Abs. 1 GWB damit rechnen muss, dass 
sein Angebot von den Beteiligten bei der Vergabekammer eingesehen wird. Daher liegt es im 
Interesse des Bieters, schon in seinen Angebotsunterlagen auf wichtige Gründe nach § 165 
Abs. 3 GWB für eine Versagung der Akteneinsicht hinzuweisen und betroffene Angebotsteile 
kenntlich zu machen (Geheimnisse, insbesondere Fabrikats-, Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnisse). Zur Durchsetzung seiner Rechte muss sich der Bieter an die 
Vergabekammer wenden. Die Vergabestelle weist schließlich darauf hin, dass das Verfahren 
vor der Vergabekammer für die unterlegene Partei kostenpflichtig ist.
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: Landkreis 
Oberhavel
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: Landkreis Oberhavel
TED eSender: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts 
des BMI)

8. Organisationen

8.1.  ORG-0001
Offizielle Bezeichnung: Landkreis Oberhavel
Registrierungsnummer: 12-12992262160023-68
Postanschrift: Adolf-Dechert-Str. 1
Stadt: Oranienburg
Postleitzahl: 16515
Land, Gliederung (NUTS): Oberhavel (DE40A)
Land: Deutschland
Kontaktperson: Leitungsstab, StB Zentrale Vergabestelle
E-Mail: vergabestelle@oberhavel.de
Telefon: +49 3301601-3500
Fax: +49 3301601-3519
Rollen dieser Organisation: 
Beschaffer
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt

8.1.  ORG-0002
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer des Landes Brandenburg beim Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit, Energie und Klimaschutz
Registrierungsnummer: t:03318661719
Postanschrift: Heinrich-Mann-Allee 107
Stadt: Potsdam
Postleitzahl: 14473
Land, Gliederung (NUTS): Potsdam, Kreisfreie Stadt (DE404)
Land: Deutschland
E-Mail: vergabekammer@mwaek.brandenburg
Telefon: +49 3318661719
Fax: +49 3318661652
Rollen dieser Organisation: 
Überprüfungsstelle

mailto:vergabestelle@oberhavel.de
mailto:vergabekammer@mwaek.brandenburg
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8.1.  ORG-0003
Offizielle Bezeichnung: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des 
Beschaffungsamts des BMI)
Registrierungsnummer: 0204:994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation: 
TED eSender

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: 6eef8a18-42c9-44d6-a1e0-216971d2746c  -  01
Formulartyp: Wettbewerb
Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16
Datum der Übermittlung der Bekanntmachung: 19/03/2025 09:22:23 (UTC+01:00) 
Mitteleuropäische Zeit, Westeuropäische Sommerzeit
Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfügbar ist: Deutsch
Veröffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 181746-2025
ABl. S – Nummer der Ausgabe: 56/2025
Datum der Veröffentlichung: 20/03/2025

mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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